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Verordnung
über Massnahmen zur Bekämpfung
der Covid-19-Epidemie im Personalbereich
(vom 22. September 2021)

Der Regierungsrat beschliesst:

I. Es wird eine Verordnung über Massnahmen zur Bekämpfung
der Covid-19-Epidemie im Personalbereich erlassen.

II. Diese Verordnung tritt am 4. Oktober 2021 in Kraft. Sie gilt bis
zum 24. Januar 2022.

III. Gegen die Verordnung und Dispositiv II kann innert zehn Tagen,
von der Veröffentlichung an gerechnet, beim Verwaltungsgericht des
Kantons Zürich Beschwerde erhoben werden. Die Beschwerdeschrift
muss einen Antrag und dessen Begründung enthalten.

IV. Dem Lauf der Beschwerdefrist und der Einreichung einer Be-
schwerde wird die aufschiebende Wirkung entzogen. 

V. Veröffentlichung dieses Beschlusses, der Verordnung und der
Begründung im Amtsblatt.

Im Namen des Regierungsrates
Die Präsidentin: Die Staatsschreiberin:
Jacqueline Fehr Kathrin Arioli
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Verordnung
über Massnahmen zur Bekämpfung
der Covid-19-Epidemie im Personalbereich
(V Covid-19 Personalbereich)
(vom 22. September 2021)

Der Regierungsrat beschliesst:

Verwendung 
des Zertifikats

§ 1. 1 Gelten für Angestellte der Direktionen und der Staatskanz-
lei Schutzmassnahmen oder ein Testkonzept gemäss der Verordnung
vom 23. Juni 2021 über Massnahmen in der besonderen Lage zur Be-
kämpfung der Covid-19-Epidemie, darf das Covid-19-Zertifikat (Zerti-
fikat) verwendet werden, um die Schutzmassnahmen zu erleichtern.

2 Die Teilnahme an einer freiwilligen Veranstaltung darf vom Vor-
weisen eines Zertifikats abhängig gemacht werden.

Repetitives 
Testen

§ 2. Eine Anpassung der Schutzmassnahmen ist auch zulässig für
Angestellte, die im Rahmen eines Testkonzepts gemäss § 1 am repetiti-
ven Testen teilnehmen.

Prüfung der 
Zertifikate

§ 3. 1 Das Vorweisen des Zertifikats durch die Angestellten ist frei-
willig.

2 Grundsätzlich prüft die oder der Vorgesetzte das Zertifikat. Sie
oder er kann die Gültigkeitsdauer erfassen. 

Datenschutz § 4. 1 Im Zusammenhang mit dem Zertifikat bearbeitete Personen-
daten dürfen längstens bis zum Ende der Geltungsdauer dieser Verord-
nung aufbewahrt werden.

2 Im Übrigen richtet sich die Bearbeitung der erhobenen Daten nach
den allgemeinen Bestimmungen des kantonalen Personalrechts.
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Begründung

1. Ausgangslage

Mit Beschluss vom 8. September 2021 hat der Bundesrat die Mass-
nahmen zum Schutz der Bevölkerung im Zusammenhang mit der Be-
kämpfung des Coronavirus angepasst und auf den 13. September 2021
in Kraft gesetzt. Teil dieser Anpassung ist die befristete Ausdehnung der
Zertifikatspflicht in verschiedenen Lebensbereichen und insbesondere
auch bei der Arbeit (vgl. Verordnung über Massnahmen in der beson-
deren Lage zur Bekämpfung der Covid-19-Epidemie [Covid-19-Ver-
ordnung besondere Lage, SR 818.101.26]). 

Aufgrund der epidemiologischen Lage und auf Basis der vom Bund
verschärften Massnahmen sind auch für die kantonalen Angestellten
weitere und einheitliche Schutzmassnahmen notwendig.

Mit der kantonalen Verordnung über Massnahmen zur Bekämpfung
der Covid-19-Epidemie im Personalbereich (V Covid-19 Personalbereich)
werden im Wesentlichen die vom Bundesrecht vorgeschriebenen Um-
setzungsbestimmungen zur Überprüfung des Vorliegens eines Covid-
19-Zertifikats (Zertifikat) geregelt (vgl. Art. 25 Abs. 2ter Covid-19-Ver-
ordnung besondere Lage).

Mit der Verordnung werden die vom Regierungsrat am 11. Septem-
ber 2021 (RRB Nr. 1005/2021) beschlossenen, einheitlichen Schutzmass-
nahmen für die Angestellten der Direktionen und der Staatskanzlei auf
Verordnungsstufe umgesetzt. Gemäss diesem RRB gilt für die Ange-
stellten der Direktionen und der Staatskanzlei seit dem 16. September
2021 grundsätzlich eine Maskentragpflicht in Innenräumen der kanto-
nalen Verwaltung. Der Anwendungsbereich ist jedoch nicht auf diese
Schutzmassnahmen beschränkt. Ordnen einzelne Verwaltungseinhei-
ten jetzt oder in Zukunft aufgrund der individuellen Lage ergänzende
Schutzmassnahmen an, können sie im Rahmen der V Covid-19 Personal-
bereich Dispensationsmöglichkeiten beim Vorweisen des Zertifikats
oder bei der Teilnahme am repetitiven Testen vorsehen.

Im Gegensatz zu den Regelungen in der V Covid-19 Personalbereich
bedürfen die vom Arbeitgeber angeordneten Schutzmassnahmen ihrer-
seits grundsätzlich keiner Verankerung in der Verordnung. Die entspre-
chende Kompetenz des Arbeitgebers ergibt sich aus § 39 des Personal-
gesetzes (LS 177.10) sowie aus dem allgemeinen Weisungsrecht. Diese
Grundlagen decken insbesondere die Kompetenz des Arbeitgebers zur
Anordnung von Schutzmassnahmen gemäss Art. 25 Abs. 2 Covid-19-
Verordnung besondere Lage ab. Einer Rechtsgrundlage in einem for-
mellen Gesetz bedürften lediglich Massnahmen, die mit schweren Ein-
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griffen in die Rechte der Angestellten verbunden sind wie z.B. eine
Impfpflicht.

2. Konsultation der Personalverbände

Die Personalverbände wurden gemäss Art. 25 Abs. 2ter Covid-19-
Verordnung besondere Lage zum Inhalt der geplanten Verordnungs-
bestimmungen konsultiert.

Der Verband des Personals öffentlicher Dienste (VPOD) wie auch
die Vereinigten Personalverbände (VPV) können die vom Regierungsrat
beschlossenen Massnahmen und geplanten Regeln grundsätzlich nach-
vollziehen und erachten sie als sinnvoll und verhältnismässig. Wichtig
sei, die mit dem Zertifikat erhobenen Daten möglichst wenig Personen
zugänglich zu machen und rasch wieder zu löschen. Zum Schutz aller
Angestellten sei bei der Umsetzung darauf zu achten, dass Stigmatisie-
rungssituationen im Arbeitsbereich wegen der ausdrücklich geäusserten
oder anderweitig ausgedrückten Haltung zur Impfung sofort unterbun-
den werden. Die Amtsleitungen und die für die Umsetzung zuständigen
Vorgesetzten seien entsprechend anzuweisen und zu unterstützen.

Die von den Personalverbänden vorgebrachten Anliegen zur Um-
setzung der Massnahmen werden geteilt. Der Kanton als Arbeitgeber
insgesamt wie auch alle Verwaltungseinheiten und Vorgesetzten stehen
aufgrund der Situation in erhöhter Pflicht, Diskriminierungen oder Aus-
grenzungen zwischen geimpften, genesenen und getesteten Angestell-
ten sowie ungeimpften Angestellten zu erkennen und zu unterbinden.
Die Thematik ist denn auch bereits Diskussionsgegenstand in verschie-
denen (direktionsübergreifenden) Gremien.

3. Bemerkungen zu den einzelnen Verordnungsbestimmungen

§ 1. Verwendung des Zertifikats
Abs. 1: Der Arbeitgeber darf das Vorliegen eines Zertifikats bei den

Angestellten überprüfen, wenn dies der Festlegung angemessener, nach
dem STOP-Prinzip zu treffender Schutzmassnahmen oder der Umset-
zung des Testkonzepts nach Art. 7 Abs. 4 Covid-19-Verordnung beson-
dere Lage dient. Das Ergebnis der Überprüfung darf nicht für andere
Zwecke verwendet werden (vgl. Art. 25 Abs. 2bis Covid-19-Verordnung
besondere Lage). Zudem darf es zu keiner Diskriminierung zwischen
geimpften, genesenen und getesteten Angestellten sowie ungeimpften
Angestellten kommen.
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Grundsätzlich entscheidet die Verwaltungseinheit unter Berücksich-
tigung der bundesrechtlichen Vorgaben (z.B. Maskentragpflicht in Teilen
der öffentlichen Verwaltung, die dem Publikum zugänglich sind) über
Anpassungen der Schutzmassnahmen durch Vorweisen des Zertifikats.

Abs. 2: Bei freiwilligen Veranstaltungen ohne direkten Zusammen-
hang zur Erbringung der Arbeitsleistung (z.B. Weihnachtsessen, Apéros,
Vorträge usw.) darf die Teilnahme an der Veranstaltung vom Vorweisen
eines gültigen Zertifikats abhängig gemacht werden. Damit wird dem
Umstand Rechnung getragen, dass der Zutritt zu externen Lokalitäten
unter Umständen nur mit einem Zertifikat möglich ist. 

Der Arbeitgeber übernimmt keine Testkosten.

§ 2. Repetitives Testen
Die Anpassung von Schutzmassnahmen ist auch durch die Teilnahme

an repetitiven Tests gemäss Art. 7 Abs. 4 Covid-19-Verordnung beson-
dere Lage möglich. Die Teilnahme an repetitiven Tests ist grundsätzlich
freiwillig. Angestellte, die an repetitiven Tests teilnehmen, sind ver-
pflichtet, sich bei einem positiven Pooltest einem PCR-Einzeltest zu
unterziehen.

Grundsätzlich entscheiden die Verwaltungseinheiten unter Berück-
sichtigung der bundesrechtlichen Vorgaben (z.B. Maskentragpflicht in
Teilen der öffentlichen Verwaltung, die dem Publikum zugänglich sind)
über Anpassungen der Schutzmassnahmen durch die Teilnahme an repe-
titiven Tests sowie über die Zurverfügungstellung eines Angebots für
repetitive Tests.

Die Kosten für das repetitive Testen übernimmt der Bund.

§ 3. Prüfung der Zertifikate
Abs. 1: Das Vorweisen des Zertifikats und die Offenlegung der damit

verbundenen Informationen sind freiwillig. Verweigern Angestellte das
Vorweisen des Zertifikats, dürfen keine personalrechtlichen Massnah-
men ergriffen werden (vorbehalten bleiben differenzierte Schutzmass-
nahmen). Der Ausschluss von freiwilligen Veranstaltungen gemäss § 1
Abs. 2 stellt keine personalrechtliche Massnahme dar.

Abs. 2: Vorzugsweise ist das Zertifikat light zu benutzen, da darin
keine Gesundheitsdaten enthalten sind. Dies ist etwa bei der Prüfung
des Zertifikats für eine Sitzung mit Angestellten aus verschiedenen Ein-
heiten sinnvoll. Es kann auch die Gültigkeitsdauer der Zertifikate erfasst
werden. Damit muss das Zertifikat etwa gegenüber der vorgesetzten
Person bis zum Ablauf der Gültigkeitsdauer nur einmal vorgewiesen
werden.
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Die Prüfung der Zertifikate erfolgt in der Regel durch die Vorge-
setzten. In Ausnahmefällen darf das Zertifikat auch von anderen Per-
sonen geprüft werden, so etwa bei Sitzungen mit Teilnehmenden aus
verschiedenen Direktionen von der Sitzungsleitung oder bei Kursen von
den Referierenden.

§ 4. Datenschutz
Die im Zusammenhang mit dem Zertifikat bearbeiteten Personen-

daten dürfen längstens bis zum Ende der Geltungsdauer dieser Ver-
ordnung aufbewahrt werden. Im Übrigen sind für die Datenbearbeitung
die Bestimmungen des kantonalen Personalrechts massgebend.

4. Inkrafttreten und Gültigkeitsdauer

Die Verordnung tritt am 4. Oktober 2021 in Kraft. Der Bundesrat
hat den Einsatz des Zertifikats im Arbeitsbereich bis zum 24. Januar
2022 befristet. Er kann die Massnahme auch früher wieder aufheben,
sollte sich die epidemiologische Lage entspannen. Die vorliegende Ver-
ordnung wird analog den entsprechenden Bestimmungen in der Covid-
19-Verordnung besondere Lage ebenfalls bis zum 24. Januar 2022 be-
fristet.

5. Entzug aufschiebende Wirkung

Die Dringlichkeit der Inkraftsetzung der vorliegenden Verordnung
gebietet, dem Lauf der Rechtsmittelfrist und der Einreichung der Be-
schwerde die aufschiebende Wirkung zu entziehen (§ 55 in Verbindung
mit § 25 Abs. 3 Verwaltungsrechtspflegegesetz [VRG; LS 175.2]) sowie
die Beschwerdefrist auf zehn Tage zu verkürzen (§ 22 Abs. 3 VRG).


